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über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Karlsbad am 07. März 2007 im Musiksaal des Gymnasiums im Schulzentrum in Karlsbad-Langensteinbach
	Beginn: 19:05 Uhr
	Ende: 22:35 Uhr


Verhandelt:


Karlsbad, 07. März 2007 

Bürgermeister:

Rudi Knodel

Anwesende:

	Gemeinderäte
	 FORMCHECKBOX 
 Kiesinger Peter

	 FORMCHECKBOX 
 Badewien-Oehler Dorothea 
	 FORMCHECKBOX 
 Kleiner Gerhard 

	 FORMCHECKBOX 
 Becker Otto
	 FORMCHECKBOX 
 Kleppel Jochen 

	 FORMCHECKBOX 
 Bodemer Rolf 
	 FORMCHECKBOX 
 Künzler Bernd  

	 FORMCHECKBOX 
 Christmann Heike
	 FORMCHECKBOX 
 Masino Traudel 

	 FORMCHECKBOX 
 Gossenberger Michael  
	 FORMCHECKBOX 
 Metz Günter

	 FORMCHECKBOX 
 Günther Heike
	 FORMCHECKBOX 
 Müller Willibald   

	 FORMCHECKBOX 
 Haas Gerhard
	 FORMCHECKBOX 
 Rädle Roland 

	 FORMCHECKBOX 
 Haas Reinhard    
	 FORMCHECKBOX 
 Ried Norbert ab 19:15 Uhr

	 FORMCHECKBOX 
 Haese-Sandner Ingeborg
	 FORMCHECKBOX 
 Rohrer Uwe 

	 FORMCHECKBOX 
 Haller Helmut 
	 FORMCHECKBOX 
 Rupp Hans

	 FORMCHECKBOX 
 Herrmann Jürgen
	 FORMCHECKBOX 
 Schmidt Michael

	 FORMCHECKBOX 
 Höger Günter
	 FORMCHECKBOX 
 Schroth Kathrin

	 FORMCHECKBOX 
 Höger Otto ab     
	 FORMCHECKBOX 
 Steigerwald Klaus

	 FORMCHECKBOX 
 Karcher Joachim 
	 FORMCHECKBOX 
 Wicker Günter    


	Gäste:

H. Jannarelli zu Top 4, H. Adler zu Top

5 und 6
	Ortsvorsteher: Kunz Helmut

	
	

	Schriftführer:
	

	Hans-Dieter Stößer
	


	Verwaltung: 
	

	 FORMCHECKBOX 
 Ragnar Watteroth 
	 FORMCHECKBOX 
 Dr. Klaus Rösch 

	 FORMCHECKBOX 
 Elke Wildenmann
	 FORMCHECKBOX 
 Hans-Dieter Stößer

	 FORMCHECKBOX 
 Jürgen Augenstein
	 FORMCHECKBOX 
 Joachim Guthmann

	 FORMCHECKBOX 
 Werner Bach  
	


Nach Eröffnung der Verhandlung stellt der Vorsitzende fest, dass durch Ladung vom 27.02.2007 ordnungsgemäß eingeladen worden ist, die öffentliche Tagesordnung im Mitteilungsblatt am 01.03. erschienen ist und das Kollegium beschlussfähig ist, weil 25 Mitglieder einschließlich Vorsitzender anwesend sind. 

Als Urkundspersonen werden ernannt:

Gemeinderäte Höger Günter, Herrmann Jürgen, Steigerwald Klaus, Rohrer Uwe

GR Bodemer (Freie Wähler) beantragt in Anbetracht der Anwesenheit von vielen jugendlichen Vereinsmitgliedern der in Top 11 genannten Vereine den Tagesordnungspunkt vorzuziehen. Diesem Geschäftsordnungsantrag wird ohne Gegenstimmen und Enthaltungen zugestimmt.

Zu 11. Beratung und Beschlussfassung über die Einführung eines Sanierungs-

zuschusses für Clubhäuser in Karlsbad

Vorl. Nr. VIII/930 V und Tischvorlage vom 14.02.2007 V
Die GR Steigerwald und Reinhard Haas (jeweils SPD) erklären sich für befangen und rücken aus dem Sitzungskreis ab. Der Vorsitzende informiert darüber, dass der SV Spielberg und – fast zeitgleich – der ATSV Mutschelbach Förderanträge für die Sanierung beider – über 40 Jahre alten - Clubhäuser gestellt haben. Insbesondere bei den total überalterten Sanitär- und Umkleidebereichen stehen bei beiden Vereinen enorme Investitionen an die diese nicht alleine schultern könnten.  Der SV Spielberg rechne für die Sanierung mit  373.000 Euro und der ATSV Mutschelbach mit 470.000 Euro Gesamtkosten. Nach Abzug der Eigenleistungen und der Eigenmittel/Spendengelder sowie der Zuschüsse des Sportbundes habe die Verwaltung errechnet, dass die beiden Vereine diese Investitionen mit mehr als 45 Prozent durch Eigenmittel und Eigenleistungen finanzieren. Entsprechend der Stimmung im Verwaltungs- und Finanzausschuss habe die Verwaltung den Vorschlag gemacht, neben dem üblichen 10 Prozent-Zuschuss jeweils 100.000 Euro als einmaligen Altsubstanzzuschuss (Gebäude über 40 Jahre) zu gewähren. Der badische Sportbund fördert ebenfalls die Investitionen durch einen Zuschuss.  Bei der Beurteilung der Förderfähigkeit soll nicht die Klassenzugehörigkeit, sondern die Jugendförderung im Vordergrund stehen. Weitere Alternativvorschläge liegen der Verwaltung nicht vor. Rechnungsamtsleiter Watteroth erläutert die Details der Anträge und die Ergebnisse der Gespräche mit den Vereinen und das Resümee der Prüfung der  jeweiligen Jahresrechnungen. Mehr als die dargestellten Belastungen könnten die Vereine nicht übernehmen. Der ATSV könne maximal 100.000 Euro fremdfinanzieren. Eine Senkung der Baukosten und eine höhere Eigenleistung habe man beim ATSV in den Verhandlungen erreicht.  
GR Höger (CDU) weist darauf hin, dass es die 10 % Förderrichtlinien gebe und die Vereine hieraus in den Jahren seit 1983 auch schon sechsstellige Beträge erhalten hätten. Andererseits betreuten sie große Gebäude und leisteten auch eine große Jugendarbeit. Die Fraktion votiere daher für eine einmalige Gesamtförderung in Höhe der doppelten Sportbundförderung – jedoch maximal 80.000 Euro je Verein. Die Fraktion wünsche eine geheime Abstimmung.

GR Herrmann (Freie Wähler) sieht für die Fraktion die Höhe und den Modus der vorgeschlagenen Förderung sehr kritisch. Es handle sich um einen Zuschuss in der Größenordnung der zusammengefassten Förderungsbeträge der letzten 25 Jahre. Zu fragen sei, warum man für diese Investitionen in der Vergangenheit nicht genügend Rücklagen gebildet habe. Rechnungsamtsleiter Watteroth antwortet,  dass die dargestellten Einnahmen nicht ausreichten, um Rücklagen für solche zukünftigen Großinvestitionen bilden zu können. Kleinsanierungen seien immer gemacht worden.  GR Gerhard Haas (SPD) meint, dass es sich um eine ganz neue Sache – nämlich die Sanierung bestehender Häuser - handle. Allein schon von anderen Vorgaben und verändertem Training der Jugend gegenüber früher gebe es einen Mehraufwand. Die Fraktion unterstütze den Verwaltungsvorschlag. Man müsse die Summe auf die Dauer von 30 Jahren umlegen und dann sehe es anders aus. Wenn der Zuschuss nicht komme, würden die Maßnahmen „ad acta“ gelegt werden. 
GR Rohrer (Bündnis 90/Grüne) spricht sich grundsätzlich für die Hilfe der öffentlichen Hand bei den Vereinen aus. Er sieht allerdings Schwierigkeiten, eine solche Förderung gegenüber anderen Vereinen vertreten zu können. In schlechteren Haushaltszeiten hätte man diese Anträge anders behandelt. Die Fraktion halte die Förderung in beiden Fällen für nicht gerechtfertigt. 
Der Vorsitzende votiert für eine Förderung weil man sonst die Vereine ein Stück weit im Regen stehen lassen würde. Wer sich ein Bild gemacht habe, der könne unstreitig den Bedarf sehen. In der Vergangenheit seien von den Vereinen immer wieder Kraftakte geleistet worden (z.B. für die Rasensportplätze). Rechnungsamtsleiter Watteroth ergänzt, dass auch die anderen Vereine die die gemeindeeigenen Sporthallen benutzen mit einem Abmangelbetrag von 500.000 – 600.000 Euro pro Jahr durch Übernahme des Hallendefizits hoch gefördert werden. 
GR Rädle (CDU) sagt, dass man von einer Einzelfallentscheidung unter Beibehaltung der anderen Richtlinien ausgehe. In der Vergangenheit hätten andere Vereine solche Investitionen auch selbst geschultert. 
GR Bodemer (Freie Wähler) hebt die Pionierarbeit beider Vereine hervor und ergänzt, dass diese überhaupt schon viel geleistet hätten. Sie holten die Jugend von der Straße und nähmen erheblich finanzielle Belastungen auf sich. Auch in den Vorjahren hätte es für Maßnahmen Zuschüsse von 19 bis 61 Prozent gegeben. Der Sonderzuschuss sei daher prozentual gesehen keine Ausnahme. 
GR Metz (Freie Wähler) spricht sich für eine Unterstützung mit Maß und Ziel aus. Allererste Aufgabe der Gemeinde sei die Sicherstellung der Grundaufgaben im Wasser- Abwasser- und Straßenbereich. Man müsse beachten, dass das Geld aller Bürger ausgegeben werde. Er wirbt für mehr Eigeninitiative der Vereine und meint, dass man mit neuen Forderungen rechnen müsse. Die Regelungen müssten allgemein gelten. 
GR Herrmann (Freie Wähler) sieht Schwierigkeiten, die Verhältnismäßigkeit der Kürzung des Zuschusses des Ortschaftsrates Langensteinbach für die BG Karlsbad von 400 Euro auf 250 Euro im Vergleich zu der jetzt vorgesehenen Förderung innerhalb des Vereins erklären zu können. Bezüglich des Karlsbad-Zusatzes im Vereinsnamen und der daraus resultierenden negativen Auswirkungen auf die Ortsteilförderung verspricht der Vorsitzende, das Thema von ortsteilübergreifenden Vereinen nochmals aufzugreifen. 
Der Vorsitzende lässt über den Antrag, geheim abzustimmen, abstimmen. Für eine geheime Abstimmung votieren 15 Gemeinderatsmitglieder, 7 sprechen sich dagegen aus, 2 enthalten sich der Stimme. 

Der Vorsitzende lässt dann geheim über folgenden CDU-Antrag abstimmen: Es wird jeweils eine einmalige Gesamtförderung in Höhe der doppelten Sportbundförderung gewährt – jedoch maximal 80.000 Euro je Verein. Dafür sprechen sich 10 Gemeinderäte aus, dagegen 14. GR Gerhard Haas (SPD) stellt den Antrag, den Regelzuschuss von 10 % und zusätzlich statt 100.000 Euro einmaliger Regelzuschuss 80.000 Euro zu gewähren. Der Vorsitzende lässt nach vorheriger Zustimmung des Gemeinderates auch hierüber geheim abstimmen. Der Antrag wird mit 16 Neinstimmen und 7 Jastimmen abgelehnt. Anschließend lässt der Vorsitzende geheim über den Verwaltungsvorschlag auf Basis der Vorschläge in der Vorlage VIII/889 abstimmen: Eigenkapital in Form von Eigenleistungen oder Spendenaufkommen der Gesamtbaukosten von 50 %, gleichzeitige Förderung durch badischen Sportbund, förderfähige Bereiche beziehen sich einzig und allein auf die Umkleide, auf den Sanitärbereich und Jugend- / Schulungsräume (gemäß Zuschussrichtlinien des Badischen Sportbundes) - nicht auf gastronomische und sonstige Nutzung der Vereinsräume, der Zuschuss ist nur einmalig für ein Gebäude über 40 Jahre vom Verein abrufbar und beträgt 100.000 Euro. Der Vorschlag wird mit 15 Neinstimmen, 7 Jastimmen und 1 Enthaltung abgelehnt. Der Vorsitzende fragt, ob der Gemeinderat damit einverstanden ist, dass über dieses Thema wieder im Verwaltungs- und Finanzausschuss beraten wird. Es gibt keine gegenteiligen Äußerungen. 
Zu 1. Fragen der Gemeinderäte

Die GR Reinhard Haas und Steigerwald (SPD) rücken wieder in den Sitzungskreis ein. GR Höger (CDU) erkundigt sich nach dem Sachstand bezüglich neuer Plakatierungsrichtlinien und den Verhandlungen um den Notdienst für Mutschelbach von Karlsruhe abzukoppeln und ans Klinikum nach Langensteinbach zu bekommen. Außerdem will er wissen, ob man in Sachen „Gewerbegebiet Steinig“ schon weiter sei. Jürgen Augenstein informiert, dass noch nicht alle Standorte für Plakate benannt seien und man bisher alle Anträge abgelehnt habe. Die Verhandlungen in Sachen Notdienst laufen – so Hauptamtsleiter Werner Bach. Bürgermeister Rudi Knodel meint, dass man bezüglich Steinig an der Sache arbeite, aber noch nicht entscheidend weiter sei. GR Kleppel (CDU) will wissen, ob man das finanzielle Ziel in Sachen Eigenarbeit beim Kindergarten Auerbach erreicht habe und interessiert sich für die Sachstände bei der Abrechnung der Randentlastungsstraße, der Dobelstraße sowie die Vorfinanzierung  der Brücke über der Randentlastungsstraße. Bürgermeister Rudi Knodel antwortete, dass der AVG in Sachen Brückenbauwerk noch keine geprüfte Schlussrechnung  vorliege. Auch bei der Dobelstraße liegt noch keine prüffähige Schlussrechnung vor. Bei der Randentlastungsstraße wurde die Schlussrechnung zurückgewiesen, weil die Unterlagen, die über das Ingenieurbüro der Gemeinde zugegangen sind, nicht vollständig waren. Mittlerweile sei eine Klage der Firma Joos eingegangen und man werde eine bautechnische Prüfung durch die GPA veranlassen sowie einen Fachanwalt einschalten. 
Grin Christmann (Freie Wähler) fragt, was es mit Abschlussrechnungen ohne Endabnahme und zuviel abgelagerter Erde auf Grundstücken im Baugebiet Gruppenhof auf sich habe. Ihr sei außerdem zu Ohren gekommen, dass bei der Kernzeitbetreuung in Ittersbach bei einem Angebot die Mindestteilnehmerzahl von 7 Kindern unterschritten wurde und dieses aber trotzdem zustande gekommen sei, obwohl nur 2 Kinder dabei seien. Herr Guthmann erläutert, dass man davon ausgehe, die veranschlagten Mittel für die noch ausstehenden Restarbeiten im Baugebiet „Gruppenhof“ zu benötigen und daher die Schlussrate bei den Eigentümern angefordert wurde. Generell werden diese Kosten von Grundstückseigentümern vorfinanziert, um Sollzinsen auf dem Abrechnungskonto zu vermeiden. Bezüglich der Erdablagerungen habe er mit einem Eigentümer ein ausführliches Gespräch geführt. Wie sich dieser Vorgang entwickelt muss abgewartet werden. Hauptamtsleiter Werner Bach meint, dass beim strengen Einhalten der Mindestteilnehmerzahl beim Kernzeitbetreuungsangebot in Ittersbach die wichtige Variante mit Betreuung bis 17.00 Uhr gescheitert wäre. Dem Hauptamt sei mitgeteilt worden, dass es mehr als zwei Kinder seien. Das Angebot sei bis Schuljahresende befristet, die Eltern bezahlten eine höhere Gebühr und wenn nicht mehr Kinder hinzukämen würde dieses Modell sowieso auslaufen. Man habe die Kosten beim Personal gegenüber der Ausschussvorgabe nicht erhöht, sondern sogar weniger Personal eingestellt. 
GR Bodemer (Freie Wähler) fragt, ob an den Pressemeldungen etwas dran sei, dass beim Ausbau der A 8 die Trasse bei Niefern vor dem Karlsbader Abschnitt angegangen werden soll. Der Vorsitzende will nicht ausschließen, dass sich da politisch etwas drehen könne. Er verweist auf ein Schreiben des Regionalverbandes, in dem der  Karlsbader Abschnitt favorisiert wird. Man stehe auch in der Investitionsbeschreibung des Bundes. Er signalisiert, dass man trotzdem gerne eine weitere Initiative der Gemeinde in Richtung Entscheidungsträger starten könne. 
GR Steigerwald (SPD) erkundigt sich bezüglich des Sonntagsbetriebs einer Autowaschanlage im KSC. Nach mehreren vorangegangenen Aktivitäten unzuständigen Stellen sei man jetzt - so antwortet Jürgen Augenstein - dabei, als zuständige Behörde eine Verfügung zu erlassen.  
GR Becker (CDU) will aus aktuellem Anlass wissen, wie das Vorgehen beim Auftreten von Ratten in Kanalisationen sei. Der Technische Außendienst setze – so sagt Jürgen Augenstein - bei Kanaluntersuchungen Rattenköder. Wenn Ratten oberirdisch auftreten sei dies meldepflichtig. Wenn man diese dann nicht selbst beseitige, werde das Ordnungsamt gegen Kostenersatz tätig. 
Grin Günther (Bündnis 90/Grüne) will wissen, ob die Gemeinde schon in Sachen Mehreinnahmen beim Landkreis im Hinblick auf eine Senkung der Kreisumlage tätig geworden sei. Das Thema werde noch angegangen, stellt Bürgermeister Rudi Knodel klar. 
GR Metz (Freie Wähler) informiert über einen umgefahrenen Messkasten und kritisierte das Vorgehen bei der Kernzeitbetreuung. Der Ausschussbeschluss sei so nicht umsetzbar gewesen, antwortet der Vorsitzende. 

Zu 2. Bekanntgaben 

Hier verweist der Vorsitzende auf bereits erfolgte Äußerungen.
Zu 3. Beratung und Beschlussfassung über die Auftragsvergabe für die Lieferung eines Feuerwehrfahrzeuges LF 10/6 für die Abteilungswehr Spielberg nach europaweiter Ausschreibung 

Vorl. Nr. VIII/931 V
Ein Sachvortrag wird nicht gewünscht. Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, gemäß der Empfehlung des Verwaltungs- und Finanzausschusses die Auftragsvergabe nach dem abgeschlossen Informationsverfahren für die Lieferung eines Feuerwehrfahrzeuges an die Firma Schlingmann, Dissen, zum Gesamtpreis von 250.271,04 Euro zu beschließen. Der Gemeinderat beschließt dies mit 26 Jastimmen, ohne Enthaltungen und Gegenstimmen. 

Zu 4. Beratung und Beschlussfassung über die Vergabe der Tiefbauarbeiten zur Sanierung der „Oberen Dorfstraße“ in Karlsbad-Ittersbach 

Vorl. Nr. VIII/933
Herr Jannarelli erläutert, dass der Baubeginn in circa 14 Tagen erfolgen könne. 
GR Gossenberger (CDU) bittet darum, die Zeitvorgaben für die Bauabwicklung kritisch im Auge zu behalten. 
Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, gemäß der Empfehlung des Bau- Planungs- und Umweltausschusses die Auftragsvergabe für die Straßenbau- und Wasserleitungsarbeiten in der Oberen Dorfstraße in Karlsbad-Ittersbach an den preisgünstigsten Bieter, die Eurovia Teerbau GmbH, Renningen, zu einem Bruttoendpreis von 546.098,87 Euro zu beschließen. Der Gemeinderat beschließt dies mit 26 Jastimmen, ohne Enthaltungen und Gegenstimmen. 
Zu 5. Beratung und Beschlussfassung über die Vergabe von Bauleistungen zum Teilneubau des Kindergartens in Karlsbad-Auerbach 
5.1 Heizung- / Sanitär- / Gasinstallationsarbeiten 

Vorl. Nr. VIII934

5.2 Fensterbauarbeiten / Sonnenschutz

Vorl. Nr. VIII/935

5.3 Aufzugsanlagen 

Vorl. Nr. VIII/936
GR Höger (Freie Wähler) erklärt sich für befangen und nimmt im Zuschauerteil Platz.

Die Gemeinderäte stellen auf entsprechenden Vorschlag des Vorsitzenden zum Vorgehen an Architekt Andreas Adler einzelne Rückfragen zu verschiedenen Punkten. Es wird mehrfach eine einheitliche Darstellung der Zahlen in der Vorlage gewünscht. Länger und intensiv wird über das pro und kontra zur Installation einer Fußbodenheizung diskutiert und Stellung bezogen. Die Verwaltung wird auf besonders sorgfältige Kontrolle der Gewerkausführung hingewiesen. 

Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, die Auftragsvergabe für die Heizung-/ Sanitär- / Gasinstallationsarbeiten an den preisgünstigsten Bieter, die Firma Hamberger + Reiser, Karlsbad, zu einem Bruttoendpreis von 57.648,68 Euro zu beschließen. Der Gemeinderat beschließt dies mit 24 Jastimmen und 1 Gegenstimme.
GR Höger (Freie Wähler) nimmt wieder im Sitzungskreis Platz. 

Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, die Auftragsvergabe für die Fensterbau- und Sonnenschutzarbeiten an den preisgünstigsten Bieter, die Firma Peter Steinel, Philippsburg, zu einem Bruttoendpreis von 76.958,49 Euro zu beschließen. Der Gemeinderat beschließt dies mit 25 Jastimmen und 1 Enthaltung.

Zu der Tischvorlage zum Top 5.3 erläutert Architekt Andreas Adler die Hintergründe. Die vorgeschlagene Lösung sei eine günstige Variante ohne Erhöhung der Baukosten. Der Vorsitzende bittet nach einer kurzen Diskussion den Gemeinderat, die Auftragsvergabe des Behinderten-Senkrecht-Lift an die Firma Zeitvogel, Sinzheim, zu einem Angebotspreis von 23.621,50 Euro brutto (19.850 Euro netto) zu beschließen. Der Gemeinderat beschließt dies mit 25 Jastimmen und 1 Enthaltung.
Zu 6. Beratung und Beschlussfassung über die Vergabe von Bauleistungen zum Umbau des Rathauses in Karlsbad-Ittersbach 

6.1 Abbruch- und Rohbauarbeiten 

 Vorl. Nr. VIII/937 

6.2 Zimmermanns- / Dachdeckungsarbeiten 

Vorl. Nr. VIII/938 

6.3 Fensterbauarbeiten 

Vorl. Nr. VIII/939

6.4 Tischlerarbeiten 

Vorl. Nr. VIII/940 

6.5 Trockenbauarbeiten 

Vorl. Nr. VIII/941 

6.6 Elektroinstallationsarbeiten 

Vorl. Nr. VIII/942 

6.7 Heizungsbauarbeiten 

Vorl. Nr. VIII/943 
Der Vorsitzende bezieht klar Stellung, die Planungen für das Grundbuchamt beizubehalten, auch wenn ein Ausschuss im Landtag empfohlen habe, die Grundbuchämter bis 2012 durch das Land zu übernehmen. Das Gesamtgestaltungspaket sei multifunktional für Vereine, Ortsverwaltung und Grundbuchamt und könne umgesetzt werden. 

GR Herrmann (Freie Wähler) will wissen, wie die Entsorgung des Abbruchs geschehe. Bei nicht fachgerechter Entsorgung könnten keine Rechtsansprüche gegen die Gemeinde geltend gemacht werden, informiert Architekt Andreas Adler. Man habe sich Nachweise über die fachgerechte Entsorgung geben lassen. 
Über die Auswirkungen eines möglichen „Auszugs“ des Grundbuchamtes wird diskutiert. Für GR Rädle (CDU) laufe die Gemeinde sehenden Auges in eine Fehlinvestition. GR Kiesinger (CDU) meint hingegen, dass das Risiko eingegangen werden könne. GR Karcher (Freie Wähler) sagt, dass man noch mindestens 5 Jahre von einem Bestehen ausgehen könne und die Planung nicht verändern müsse. Architekt Adler beziffert den Aufwand für das Grundbuchamt als nicht so groß, sichert aber zu, die Planung im Hinblick auf eine Umnutzungsmöglichkeit zu durchforsten. Momentan sei für das Grundbuchamt zusammen mit der Ortsverwaltung ein Großraumbüro, ein Besprechungsraum, sowie ein Archivraum geplant. Diese Räume könnten problemlos weiter genutzt werden. 

Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, die Auftragsvergabe für die Abbruch- und Rohbauarbeiten an den preisgünstigsten Bieter, die Firma Günthner GmbH, Ettlingen, zu einem Bruttoendpreis von 69.655,97 Euro zu beschließen. Der Gemeinderat beschließt dies mit 21 Jastimmen, 4 Enthaltungen und 1 Gegenstimme.

GR Becker (CDU) erklärt sich für befangen und verlässt den Sitzungskreis. Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, die Auftragsvergabe für die Zimmermanns- und Dachdeckungsarbeiten an den preisgünstigsten Bieter, die Firma Otto Becker GmbH, Karlsbad, zu einem Bruttoendpreis von 73.599,12 Euro zu beschließen. Der Gemeinderat beschließt dies mit 20 Jastimmen, 4 Enthaltungen und 1 Gegenstimme.

Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, die Auftragsvergabe für die Fensterbauarbeiten an den preisgünstigsten Bieter, die Firma Peter Steinel GmbH, Philippsburg, zu einem Bruottoendpreis von 58.205,28 Euro zu beschließen. Der Gemeinderat beschließt dies mit 20 Jastimmen, 4 Enthaltungen und 1 Gegenstimme.

Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, die Auftragsvergabe für die Tischlerarbeiten an den preisgünstigsten Bieter, die Firma Schroff, Bruchsal, zu einem Bruttoendpreis von 63.520,77 Euro zu beschließen. Der Gemeinderat beschließt dies mit 19 Jastimmen, 5 Enthaltungen und 1 Gegenstimme.

GR Becker (CDU) nimmt wieder im Sitzungskreis Platz. Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, die Auftragsvergabe für die Trockenbauarbeiten an den preisgünstigsten Bieter, die Firma Slavos GmbH, Schömberg, zu einem Bruttoendpreis von 51.775,15 Euro zu beschließen. Der Gemeinderat beschließt dies mit 19 Jastimmen, 6 Enthaltungen und 1 Gegenstimme.

Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, die Auftragsvergabe für die Elektroinstallationsarbeiten an den preisgünstigsten Bieter, die Firma MDS Pfeiffer GmbH, Marxzell, zu einem Bruttoendpreis von 59.488,81 Euro zu beschließen. Der Gemeinderat beschließt dies mit 18 Jastimmen, 2 Gegenstimmen und 6 Enthaltungen. 
GR Höger (Freie Wähler) erklärt sich für befangen und verlässt den Sitzungskreis. Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, die Auftragsvergabe für die Heizungsarbeiten an den preisgünstigsten Bieter, die Firma Fred Huck GmbH, Baden-Baden, zu einem Bruttoendpreis von 44.976,65 Euro zu beschließen. Der Gemeinderat beschließt dies mit 19 Jastimmen, 1 Gegenstimme und 5 Enthaltungen.  

Architekt Andreas Adler informiert kurz über die Vergaben in Verantwortung der Verwaltung.  GR Höger (Freie Wähler) nimmt wieder im Sitzungskreis Platz. 
Zu 7. Beratung und Beschlussfassung über den Abschluss eines raumordnerischen Vertrages mit dem Regionalverband Mittlerer Oberrhein

Vorl. Nr. VIII/944
Vertagt

Zu 8. Beratung und Beschlussfassung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Schießhüttenäcker IV“ in Karlsbad-Langensteinbach 

8.1 Zustimmung zum öffentlich-rechtlichen Vertrag zwischen der Gemeinde Karlsbad und dem Landratsamt Karlsruhe bezüglich der Ersatzmaßnahmen für den Eingriff in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild 

Vorl. Nr. VIII/945

8.2 Abwägung und Beschlussfassung über die vorgetragenen Stellungnahmen

Vorl. Nr. VIII/946 

8.3 Fassen des Satzungsbeschlusses 

Vorl. Nr. VIII/947 

Vertagt

Zu 9. Beratung und Beschlussfassung über die Einleitung eines Änderungs-

verfahrens zur Anpassung der Bebauungspläne „Schießhüttenäcker I-III“

an die Ziele der Raumplanung 

9.1 Fassen des Aufstellungsbeschlusses 

Vorl. Nr. VIII/948 

9.2 Vergabe eines Planungsauftrages für die Bebauungsplanänderung 

Vorl. Nr. VIII/949 

Vertagt.

Zu 10. Beratung und Beschlussfassung über den Erlass einer Veränderungssperre für den Bereich der Bebauungspläne „Schießhüttenäcker I-III“

Vorl. Nr. VIII/950   

Vertagt.

Zu 12. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung der Müllgebühren

Vorl. Nr. VIII/951 

Es wird kein Sachvortrag gewünscht. Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, die Grundgebühr für Müll rückwirkend zum 01.01.2007 wie folgt festzulegen: 80 l Restmülltonne 108 Euro, 120 l Restmülltonne 156 Euro, 240 l Restmülltonne 312 Euro, 1.100 l Restmülltonne 1.446 Euro. Der Gemeinderat beschließt dies mit 25 Jastimmen und 1 Enthaltung.
Zu 13. Beratung und Beschlussfassung über den Erlass einer Rechtsverordnung zum verkaufsoffenen Sonntag in Karlsbad-Langensteinbach 

Vorl. Nr. VIII/918 V
Hauptamtsleiter Werner Bach weist darauf hin, dass die geänderte Satzung zur Beschlussfassung steht. Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, den der Vorlage VIII/918 beigefügten Satzungstext zu beschließen. Der Gemeinderat beschließt dies mit 25 Jastimmen und 1 Gegenstimme. 

Zu 14. Beratung und Beschlussfassung über ein generelles Rauchverbot in allen gemeindeeigenen Einrichtungen

Vorl. Nr. VIII/891 V und VIII/952   
Vertagt.

Zu 15. Genehmigung des Protokolls der Gemeinderatssitzung vom 31.01.2007 

Vertagt.
Zu 16. Verschiedenes 

Vertagt.

Zu 17. Fragen der Zuhörer 

Vertagt.

_____________________________

Bürgermeister Rudi Knodel 

_____________________________

Gemeinderat Günter Höger 

_____________________________

Gemeinderat Jürgen Herrmann

_____________________________

Gemeinderat Klaus Steigerwald
_____________________________

Gemeinderat Uwe Rohrer

_____________________________

Protokollführer Hans-Dieter Stößer
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